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141 Milliarden Dollar Urteil: Balkan-
Staaten am Abgrund!

Ein US-Gericht spricht über 141 Milliarden US-Dollar an
Entschädigungen für Kriegsverbrechen im Balkankonflikt

aus.

Belgrad, Serbien - Ein aktuelles Urteil des US-Bezirksgerichts
für den südlichen Distrikt von New York könnte gravierende
wirtschaftliche Folgen für mehrere Balkanstaaten haben. Über
141 Milliarden US-Dollar, einschließlich Zinsen und
Verfahrenskosten, wurden als mögliche
Entschädigingszahlungen wegen Kriegsverbrechen während des
Bosnienkrieges festgelegt. Betroffen sind besonders Serbien,
Montenegro und die Republika Srpska, die serbische Teilrepublik
in Bosnien und Herzegowina. Die Urteile beruhen auf dem
Prinzip der universellen Gerichtsbarkeit und gelten nicht nur für
die Person Radovan Karadzic, sondern auch für andere
Institutionen und Einzelpersonen, die im Zusammenhang mit
den Kriegsverbrechen stehen. Diese Entscheidung könnte für die



betroffenen Staaten existenzielle Bedrohungen mit sich bringen.

Der Opferanwalt Ramo Atajic hat betont, dass die Urteile
vollstreckbar sind und die staatlichen Institutionen der
betreffenden Länder für die Entschädigungszahlungen
verantwortlich gemacht werden. Während Karadzic sich der US-
Justiz nicht kooperativ zeigte und keine aktive Verteidigung
anbot, könnten internationale Zwangsmaßnahmen drohen, sollte
ein Vergleich abgelehnt werden. Dies könnte die Blockade von
Auslandsvermögen und Konten der betroffenen Staaten
umfassen, was das Überleben ganzer Staaten in Gefahr bringen
würde.

Internationale Relevanz und
verfassungsrechtliche Grundlagen

Diese Urteile haben weitreichende rechtliche Implikationen, da
sie einen Präzedenzfall schaffen und erstmals die finanziellen
Folgen von Kriegsverbrechen auf dem Balkan thematisieren.
Gemäß der UN-Charta sind Staaten verpflichtet, Gewalt in
zwischenstaatlichen Beziehungen zu meiden, und können mit
Strafen rechnen, wenn sie diese Verpflichtungen nicht einhalten.
Die komplexen Zusammenhänge zwischen nationaler und
internationaler Gerichtsbarkeit werden zudem durch das 2002
eingerichtete Internationale Strafgerichtshof (IStGH) beeinflusst.
Dieser hat die Aufgabe, schwere Straftaten wie Völkermord und
Kriegsverbrechen zu verfolgen, sollte ein einzelner Staat dazu
nicht in der Lage sein.

Die rechtliche Grundlage für den IStGH bildet das 1998 in Rom
unterzeichnete Römische Statut, das von 120 Staaten
verabschiedet wurde. Deutschland, einer der größten
Beitragszahler, hat das Statut am 11. Dezember 2000 ratifiziert
und ein entsprechendes Ausführungsgesetz sowie ein
Völkerstrafgesetzbuch (VStGB) erlassen. Der IStGH fungiert nicht
als Ersatz für nationale Gerichtsbarkeiten, sondern ergänzt
diese, indem er vor allem dann aktiv wird, wenn Staaten nicht
willens oder in der Lage sind, schwere Straftaten zu verfolgen.



Kriegsverbrechen im Kontext der UN-Charta

Kriegsverbrechen stellen eine der zentralen Rechtskategorien im
Völkerrecht dar, welche auch die Verfolgung von
Aggressionsverbrechen umfasst. Die UN-Charta verpflichtet alle
Staaten zur Vermeidung von Gewalt in zwischenstaatlichen
Beziehungen, was internationale Konflikte wie den Überfall auf
die Ukraine durch Russland seit 2022 rechtlich problematisch
macht. Viele Staaten haben die Definition von
Aggressionsverbrechen anerkannt, die die Planung und
Ausführung von Angriffshandlungen umfasst.

Die Gefahr, die von solchen Entscheidungen und Urteilen für die
Balkanstaaten ausgeht, wird durch die intensiven
Anstrengungen, die der IStGH in verschiedenen Konflikten
unternimmt, verstärkt. Kritiker argumentieren, dass es im
Völkerstrafrecht eine westliche Einseitigkeit gibt, während die
Realität zeigt, dass Ermittlungen auch westliche Staaten
betreffen können.

Die aktuelle Situation auf dem Balkan verdeutlicht die Fragilität
der politischen Stabilität in der Region und die Bedeutung
internationaler Rechtsfürsorge. Der Druck auf serbische,
montenegrinische und bosnische Institutionen wird zunehmen,
und die Auswirkungen des Urteils könnten bis ins kommende
Jahrzehnt hinein spürbar sein.

Wie die Situation weiter verläuft, bleibt abzuwarten. Während
die Anwälte der Opfer von Drohungen gegen ihre Arbeit
sprechen, sind in Belgrad, Banja Luka und Podgorica keine
offiziellen Stellungnahmen erfolgt. Die besorgniserregende Lage
zeigt, dass ein rechtlicher Präzedenzfall nicht nur die
Gerechtigkeit für die Opfer von Kriegsverbrechen sicherstellen,
sondern auch bedeutende politische und wirtschaftliche Folgen
für die involvierten Staaten haben kann.



Details
Vorfall Kriegsverbrechen
Ort Belgrad, Serbien
Schaden in € 141000000000
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